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Zum mittlerweile 6. Er-
fahrungsaustausch kamen
die ärztlichen Vertreterin-
nen und Vertreter der Ärz-
tekammer Nordrhein (Äk-
No) und der Kassenärzt-
lichen Vereinigung Nordr-
hein (KVNo) in den Kom-
munalen Gesundheitskon-
ferenzen (KGK) Ende No-
vember in Düsseldorf zu-
sammen. Dr.Arnold Schül-
ler, Vizepräsident der Ärz-
tekammer Nordrhein, mo-
derierte die Veranstaltung.
In den Konferenzen sei es
wichtig, dass ärztliche Posi-
tionen auch in den Berei-
chen vertreten würden, die
originär ärztliche Tätig-
keitsfelder tangierten,sagte
Dr.Leonhard Hansen,Vor-
sitzender der KVNo, in sei-
ner Begrüßung.

Dr. Heike Zimmermann
vom Referat für Gesund-
heitspolitische Grundsatz-
fragen der KVNo stellte die
Ergebnisse der Fragebo-
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Dr.Edith Meier,Leiterin
des Referats für Gesund-
heitspolitische Grundsatz-
fragen der KVNo, unter-
breitete den Teilnehmern ei-

nige Vorschläge für die künf-
tige Arbeit in den KGK. So
solle man Lösungsvorschlä-
gen ausschließlich auf der
Basis verlässlicher Daten
zustimmen.Gegenüber den
übrigen Beteiligten müssten
die rechtlichen und inhalt-
lichen Zuständigkeiten und
gesetzlich zugewiesenen
Kompetenzen verdeutlicht
und auf deren Einhaltung
gepocht werden.

Die künftige Rolle der
KGK angesichts leerer Kas-
sen, drohender Rationie-
rungen sowie der notwen-
digen Stärkung der Eigen-
verantwortlichkeit der Bür-
gerinnen und Bürger be-
schrieb Dr. rer. pol. Wolf-
gang Klitzsch, bei der Ärz-
tekammer Nordrhein als
Geschäftsführer für allge-
meine Fragen der Gesund-
heits-, Sozial- und Berufs-
politik zuständig.Aufgrund
der offensichtlichen Über-
forderung des Staates, zu-

mindest im sozialpolitischen
Bereich, müsse die Ärzte-
schaft ihre Politikfähigkeit
offensiv entwickeln, sagte
Klitzsch.Sie müsse ihre De-
finitionsmacht entfalten und
nutzen, um in den Kommu-
nen das Thema Gesundheit
nicht untergehen zu lassen.
Dabei hieße es auch, Alli-
anzen einzugehen,zum Bei-
spiel mit Patientenvertre-
tern.

In der anschließenden Dis-
kussion unterstrich Schül-
ler, dass man in den KGK
darauf achten müsse, dass
das Gesundheitswesen nicht
einzig von der puren Öko-
nomisierung geprägt werde.
Bei den Teilnehmern reich-
te das Meinungsspektrum
von „Anhäufung von Polit-
chaoten ohne Sachkennt-
nis“ bis hin zur Schilderung
durchaus bemerkenswerter
Erfolge bei der Durchset-
zung ärztlicher Standpunk-
te. Letztlich bestand Ein-
vernehmen über das not-
wendige ärztliche Engage-
ment in den KGK und de-
ren Arbeitsgruppen. fra
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genaktion „Kommunale
Gesundheitskonferenzen
auf dem Prüfstand“ vor.Von
103 verschickten Bögen ha-
be man insgesamt 43 aus-
werten können. Dabei ha-
be sich ein differenziertes
Bild über die KGK ergeben.
Je länger die Befragten dort
mitarbeiteten,um so positi-
ver urteilten sie auch über
ihre Einwirkungsmöglich-
keiten, berichtete Zimmer-
mann.

„Wir gratulieren EU-
Kommissar David Byrne
zum Tabakwerbeverbot,das
ohne sein hartnäckiges Ein-
treten kaum gegen die mas-
siven Widerstände der Ta-
baklobby durchzusetzen
gewesen wäre. Im Gegen-
satz zur Bundesregierung
redet Byrne nicht nur von
gesundheitlichem Verbrau-
cherschutz,sondern handelt
auch danach. Das Werbe-
verbot ist ein positives Sig-
nal für einen verantwor-
tungsvollen Umgang mit un-
serer Gesundheit“.Mit die-
ser Erklärung begrüßte der
Präsident der Bundesärzte-

kammer und der Ärzte-
kammer Nordrhein,Profes-
sor Dr. Jörg-Dietrich Hop-
pe, Anfang Dezember die
Entscheidung des EU-Mi-
nisterrates für ein weit rei-
chendes Tabakwerbe- und
Tabaksponsoringverbot.

Bereits in der ersten Le-
sung am 21. November hat-
te das Europäische Parla-
ment den Richtlinienvor-
schlag gebilligt. Der Ärzte-
präsident zeigte sich erfreut,
dass auch die Parlamenta-
rier den Aufweichungsver-
suchen des Rechtsaus-
schusses nicht nachgegeben
haben. Der Ausschuss hat-
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Skandalöses Verhalten der Bundesregierung
te unter anderem Ausnah-
meregelungen für Lokal-
und Regionalzeitungen vor-
geschlagen. Anders als die
überwältigende Mehrheit
der Mitgliedsländer unter-
stützte Deutschland den
Richtlinienvorschlag im
EU-Gesundheitsrat nicht,

sondern setzte sich für die
Interessen der Tabakindus-
trie und der Zeitungsverle-
ger ein. „Das Verhalten der
Bundesregierung ist skan-
dalös“, kritisierte Hoppe.
„Es ist unverantwortlich,die
Interessen einzelner Wirt-
schaftszweige über die Ge-
sundheit der Bevölkerung
zu stellen. Wir können die
Wirtschaft nicht gesund rau-
chen.“ BÄK


